
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE 225/86 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENERALANWALTS 

CARL O T T O L E N Z 

vom 21. Oktober 1987 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Es hat sich gezeigt, daß in Italien noch 
nicht eine Rechtslage existiert, wie sie nach 
der — zu der Rechtssache 166/82 ' — im 
Urteil vom 7. Februar 1984 getroffenen 
Feststellung bestehen sollte (nämlich die Ar­
tikel 10 und 11 des Gesetzes Nr. 306 vom 8. 
Juli 1975 seien nicht im Einklang mit der 
Verordnung Nr. 804/68 2 über die gemein­
same Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse). 

2. Der Gerichtshof ist von der Beklagten 
unterrichtet worden, daß die streitige Rege­
lung — jedenfalls seit dem Urteil vom 7. Fe­
bruar 1984 — nicht mehr angewandt wird 
und daß die Regierung am 8. Oktober 1987 
den im Juni 1987 neu gewählten Kammern 
des italienischen Parlaments eine Gesetzes­
vorlage zur Aufhebung der streitigen Vor­
schriften unterbreitet hat. 

3. Dies bedeutet, daß noch nicht alle Maß­
nahmen — im Sinne des Artikels 171 EWG-
Vertrag — ergriffen worden sind, wie sie 
sich aus dem genannten Urteil ergeben. 

4. Dafür ist nämlich nicht ausreichend die 
Unterlassung des gerügten Verhaltens und 

die Einleitung eines Verfahrens zur Ände­
rung des genannten Gesetzes, sondern es 
muß — wie das Urteil in der Rechtssache 
131/843 deutlich macht — ein solches Ver­
fahren abgeschlossen sein. Wichtig ist auch, 
daß Maßnahmen in diesem Sinn (also eine 
wirksame Änderung der Rechtslage) nach 
dem eben genannten Urteil in der kürzest 
möglichen Frist zu erlassen sind. Eine solche 
ist aber, gerechnet vom Erlaß des Urteils 
vom 7. Februar 1984 an, im vorliegenden 
Fall längst verstrichen. 

5. Soweit von der italienischen Regierung 
auf Probleme und Schwierigkeiten des ita­
lienischen Gesetzgebungsverfahrens hinge­
wiesen wurde, genügt die Bezugnahme auf 
die in der Rechtsprechung ständig verwen­
dete Formel, die gerade auch solche Sach­
verhalte erfaßt (nämlich ein Mitgliedstaat 
könne sich nicht auf Bestimmungen, Übun­
gen oder Umstände seiner internen Rechts­
ordnung berufen, um die Nichtbeachtung 
von Verpflichtungen aus dem Gemein­
schaftsrecht zu rechtfertigen). Außerdem ist 
daran zu erinnern, daß nach dem Urteil in 
den verbundenen Rechtssachen 314 bis 
316/81 und 83/824 alle Organe eines Mit­
gliedstaats verpflichtet sind, die Durchfüh­
rung der Urteile des Gerichtshofes zu ge­
währleisten. Wenn also die Unvereinbarkeit 
von Rechtsvorschriften mit dem Gemein­
schaftsrecht festgestellt wird, ist die jewei­
lige gesetzgebende Gewalt zur Änderung 
der fraglichen Bestimmungen verpflichtet. 

1 — Siehe das Urteil vom 7. Februar 1984 in der Rechtssache 
166/82, Kommission/Italien, Slg. 1984, 459. 

2 — ABl. 1968, L 148, S. 13. 

3 — Siehe das Urteil vom 6. November 1985 in der Rechtssache 
131/84, Kommission/Italien, Slg. 1985, 3531. 

4 — Siehe das Urteil vom 14. Dezember 1982 in den verbunde­
nen Rechtssachen 314 bis 316/81 und 83/82, Procureur de 
la République et Comité national de défense contre l'alcoo­
lisme/Alex Waterkeyn und andere, Slg. 1982, 4337. 

2274 



KOMMISSION / ITALIEN 

6. Danach bleibt nur, dem Antrag der Kommission stattzugeben und festzustellen, 
daß die Italienische Republik gegen ihre Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag 
verstoßen hat, indem sie dem Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache 166/82 
betreffend die Bildung des Erzeugerpreises für Milch nicht nachgekommen ist. 
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